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Sehr geehrte Frau Bundeskanzlerin,

sehr geehrter Herr Bundesvorsitzender [Thomas Rahel],

liebe Delegierte und Mitglieder des Evangelischen Arbeitskreises der CDU/CSU,

die Christlich-Demokratische Union wurde nach der Hitlerdiktatur gegründet. Dabei verstand sich die Partei aber nicht mehr wie manche frühere christliche Parteien als verlängerter Arm einer Kirche in die Politik oder Regierung, was den Weg frei machte für eine überkonfessionelle Partei aller Christen, eben eine ‚Union‘. Der Evangelische Arbeitskreis sollte dafür sorgen, dass auch das evangelische Denken seinen Ort in der CDU und der CSU fand.

All das setzte natürlich einen demokratischen Staat mit Religionsfreiheit voraus, der dann ja auch – Gott sei Dank – Wirklichkeit wurde, in dem weder der Staat die Kirchen und Religionsgemeinschaften regiert, noch diese den Staat, zugleich aber ein möglichst gedeihliches Zusammenleben gewährleistet ist und die Religionen – anders etwa als im Konzept Frankreichs – weitmöglichst die gleiche Öffentlichkeit teilen. Der Religionsunterricht ist dafür ein ebenso augenfälliges Beispiel – mitten in der Schule, bezahlt vom Staat als ordentlichem Lehrfach, aber unter inhaltlicher Gestaltung der Religionsgemeinschaften. Die Deutschen genießen eine große Religionsfreiheit und haben 50 Jahre unverändert gut mit den Mitte des letzten Jahrhundert gewählten Regelungen gelebt. Erst die Ankunft einer zweiten großen Religionsgemeinschaft, dem Islam, macht es naturgemäß zunehmend nötig, manche alten Wege neu zu überdenken und neu auszuhandeln, aber das ist heute nicht unser Thema.

Das dieser Staat so geworden ist, ist also nicht nur Atheisten und Säkularisten zu verdanken, die die Religionsfreiheit gegen die Religionen durchgesetzt hätten, ohne deren Part an der Entwicklung seit der Aufklärung oder etwa im Parlamentarischen Rat und danach schmälern zu wollen. Es ist auch nicht nur den Minderheitenreligionen zu verdanken, die immer schon ein berechtigtes Interesse an Religionsfreiheit hatten und haben und eine zentrale Rolle für die Geburt des Gedankens der Religionsfreiheit spielten, sondern ausdrücklich auch der Mehrheitsreligion dieses Landes und insbesondere denen, die auf ihrer Grundlage Politik machen wollten, zu verdanken, denn die katholischen und evangelischen Vordenker im Parlamentarischen Rat waren teilweise ja schon weiter als die Kirchen, denen sie angehörten. Die den Mehrheitsreligionen unseres Landes nahestehenden Parteien haben die Religionsfreiheit in diesem Land ganz wesentlich gewollt und mit geprägt.

Der Evangelische Arbeitskreis ist ein sinnfälliges Symbol dafür, dass man in diesem Land als Christ nicht nur geduldet ist, sondern im Gespräch mit Christen anderer Konfessionen und allen Menschen guten Willens im Rahmen einer übergreifenden Volkspartei in unserer Demokratie das öffentliche Leben mitgestalten kann, wenn man denn dafür die nötigen Wählerstimmen gewinnt.

Dass der Evangelische Arbeitskreis nun aber auf seiner Bundestagung daran erinnert, dass viele Christen weltweit nicht in einer so komfortablen Lage leben, ja selbst ihrer grundlegendsten Rechte beraubt sind, ihre Religion überhaupt zu leben und zu bekennen, ist da nur konsequent.

1. Vier Missverständnisse

Da ich angesichts des Themas schon die ersten Einwände höre, wieso hier speziell die Christenverfolgung oder allgemeiner die Religionsverfolgung herausgehoben werden, möchte ich gleich zu Beginn vier Dinge ansprechen.

1.

Religionsfreiheit gilt für alle Menschen, nicht nur für Christen. Das ist für Christen nicht nur eine politische Vorgabe, sondern ergibt sich aus dem christlichen Glauben selbst. Denn Gott hat alle Menschen als seine Ebenbilder geschaffen, nicht nur die Christen. Gott will, so schon das Alte Testament immer wieder, von ganzem Herzen geliebt werden und nicht aus Zwang. Die innerste Orientierung des Gewissens und Herzens des Menschen darf und kann nicht erzwungen werden. Und was Jesus seinen Jüngern verwehrt hat, nämlich Feuer auf die fallen zu lassen, die seine Botschaft ablehnten, ist Christen für alle Zeiten aus Prinzip verwehrt.

Und wer sich anschaut, welche Aufgaben das Neue Testament dem Staat zuweist, sieht, dass die Ausbreitung oder Förderung einer bestimmten Religion nicht dazugehört, dafür aber Frieden und Gerechtigkeit für alle. Dass Christen das in der Geschichte oft ganz anders gehandhabt haben, ändert nichts daran, dass ein Christ seinen Glauben nicht verbiegen muss, wenn er für Religionsfreiheit eintritt, sondern sich diese natürlich aus seinem Glauben ergibt.

Christen beanspruchen also für sich kein größeres Anrecht auf Religionsfreiheit als für andere. Die Tötung eines Muslim oder Bahai um seines oder ihres Glaubens Willen ist ebenso furchtbar wie die Tötung eines Christen.

2.

Wenn Christen sich derzeit so massiv für bedrängte und verfolgte Christen einsetzen, hat das zunächst schlicht und einfach einen historischen Grund, eine fast 2000 Jahre zurückreichende liturgische und praktische Tradition in der Christenheit selbst.

Dass aber die Kirchen sich weltweit auf ihre Weise gegen Christenverfolgung liturgisch im Gebet und durch Information einsetzen, etwa wie in Deutschland durch einen jährlichen Gedenksonntag die EKD oder die Deutsche Bischofskonferenz oder die Evangelische Allianz weltweit in über 100.000 Kirchengemeinden, bringt den Gedanken der Religionsfreiheit wahrscheinlich mehr in die Öffentlichkeit als irgendetwas sonst. Und der weltweite Einsatz christlicher Nachrichtendienste und Medien gegen die Verletzung von Religionsfreiheit bringt die Verfolgung anderer Religionen häufiger zur Sprache als irgendwelche andere Medien. Wenn ich etwa daran denke, wie oft die bedrohliche Lage der Bahai in einigen Ländern in christlichen Medien erwähnt wird, dann dürfte das eine der gewichtigsten Stimmen für die Bahai – denen unsere ganze Solidarität gilt – sein.

Man mag darauf verweisen, dass die USA auf Ebene des Parlamentes und Präsidenten bzw. Außenministeriums zwei säkulare und religionsübergreifende Kommissionen für Religionsfreiheit unterhalten, die jährlich umfassende Berichte vorlegen, aber wer sich etwas mit deren Vorgeschichte auskennt, weiß, dass dies maßgeblich auf den enormen Einsatz von katholischen, evangelischen und evangelikalen Christen in Zusammenarbeit mit Juden aller Richtungen zurückzuführen ist, der nun allen zugute kommt.

Und es sind doch gerade Menschenrechtsorganisationen wie die Gesellschaft für bedrohte Völker oder die Internationale Gesellschaft für Menschenrechte, die sich lautstark gegen Christenverfolgung einsetzen, die auch am deutlichsten auf die Verfolgung anderer religiöser Minderheiten hinweisen.

Zudem sei zuletzt kritisch angemerkt, dass solche Einwände oft – wenn auch natürlich nicht immer – von solchen kommen, die sich weder für verfolgte Christen, noch für verfolgte Muslime, Bahai oder Aleviten einsetzen! Bereits in der Bundestagsdebatte zum Thema Christenverfolgung von 1999 lautete der Protest, warum man sich nicht für Religionsfreiheit an sich einsetze, sondern speziell Christenverfolgung thematisiere. Keiner, der diesen Protest erhob, war aber dafür bekannt, sich im großen Stil für Religionsfreiheit einzusetzen!

3.

Und schließlich sei noch gesagt, dass der Einsatz gegen Christenverfolgung nicht besagen soll, dass Christen immer nur Opfer und nie Täter seien. Wenn wir einmal von der Geschichte ganz absehen, in der Christen sich oft gegenseitig und erst recht andersdenkende Menschen verfolgt haben – wobei die großen und die kleinen Kirchen hier eine sehr unterschiedliche Bilanz haben –, gibt es genügend komplizierte Situationen wie in Nigeria oder im Sudan, wo es Gewalt auf allen Seiten gibt, oder auch christliche Länder wie Russland, wo es mit dem Umgang mit Menschen anderen Glaubens nicht immer zum Besten steht. Nur: Soll ich mich nicht für die zu Hunderttausenden aus ihren Dörfern vertriebenen Christen im Irak und Indien einsetzen, weil Christen in der Geschichte Fehler gemacht haben oder eine Minderheit von ihnen in wenigen Ländern immer noch dem Traum nachhängt, ihren Glauben durch Gewalt und mit Hilfe des Staates durchzusetzen?

4.

Ein weiterer Vorwurf lautet, die Hervorhebung von Christenverfolgung vereinfache komplizierte Situationen bis zur Unkenntlichkeit und blende andere als die religiösen Faktoren aus.

Es geht aber nicht darum, die Verletzung von Religionsfreiheit gegen die Unterdrückung von Frauen, gegen Völkermord oder fehlende Pressefreiheit auszuspielen. In der Realität hängen die Menschenrechte sowieso so eng zusammen, dass Staaten, die die Religionsfreiheit verletzen meist auch viele andere Menschenrechte verletzen und umgekehrt.

Es geht auch nicht darum, zu leugnen, dass die Unterdrückung von Religionen fast immer mit komplizierten ethnischen, wirtschaftlichen oder sozialen Problemen einhergeht. Schon die Apostelgeschichte berichtet, dass in Ephesus Christen verfolgt wurden, weil die Bekehrungen die Goldschmiede um eine wichtige Einkommensquelle brachte. Wie viel mehr ist uns heute das komplizierte Geflecht aus wirtschaftlichen, sozialen, ethnischen und religiösen Problemen bewusst.

Es geht aber darum, dass die Religionsfreiheit als selbstverständlicher Bestandteil ins Konzert der Menschenrechte zurückkehrt und in der Politik oder etwa in den Medien ebenso uneingeschränkt unterstützt wird wie beispielsweise Kinder- und Frauenrechte oder das Folterverbot. War es nicht so, dass es manchmal einfacher war, für ethnische Minderheiten einzutreten, als für religiöse Minderheiten? Hat nicht die Diskussion um die Aufnahme von Religionsflüchtlingen aus dem Irak gezeigt, dass man – vom UN-Flüchtlingskommissar über die EU bis hin zu den Bundesländern – gerne gehabt hätte, die alten christlichen Minderheiten oder etwa die Mandäer nur als ethnische Minderheiten zu sehen – was sie ja auch sind – und den religiösen Aspekt zu verschweigen? Erfreulicherweise ist die Bundesregierung nicht darauf eingegangen, als müsse es einem peinlich sein, auf die religiöse Bestimmtheit von Minderheiten und die auch religiösen Motive von Menschenrechtsverletzungen hinzuweisen.

Das Menschenrecht auf Gewissens- und Religionsfreiheit spielt für die Geschichte der Menschenrechte eine zentrale Rolle, wird heute aber oft zu wenig beachtet. Schaut man sich die politischen Aktivitäten und insbesondere die Medien der letzten Jahrzehnte an, konnte man den Eindruck gewinnen, als sei die Verletzung von Religionsfreiheit nur ‚unter ferner liefen‘ interessant und müsse warten, bis andere Menschenrechtsverletzungen aufgearbeitet sind. Das beginnt sich langsam zu ändern, aber dass Religionsfreiheit zu einseitig betont würde, stimmt nun wirklich nicht.

Zudem ist Artikel 18 der einzige Artikel der Allgemeinen Erklärung der Menschenrechte, der innerhalb der UN umstritten ist. Vor allem das Recht auf Religionswechsel ist derzeit auf Drängen der Organisation Islamischer Staaten bei den Vereinten Nationen unter schweren Beschuss geraten – Deutschland hat ja zu genüge dagegen protestiert. Das Auswärtige Amt hatte deswegen 2008 für sein Symposium zum 60jährigen Jubiläum der Allgemeinen Erklärung der Menschenrechte bewusst und erfreulicherweise Artikel 18 zur Religionsfreiheit als Thema gewählt.

2. Christentum und Religionsfreiheit

Zur Sonnenseite: Christentum und Demokratisierungswellen

Aber lassen Sie mich umgekehrt einmal darauf zu sprechen kommen, warum denn Christenverfolgung im 21. Jahrhundert zu Recht ein Thema ist, dass einer besonderen Berücksichtigung bedarf.

Das Christentum genießt die Sonnenseite der Religionsfreiheit stärker als die anderen großen Weltreligionen, aber auch seine Schattenseite stärker. Keine andere große Religionsgemeinschaft hat einen so hohen Prozentsatz an Mitgliedern, die unbehelligt ihre Religionsfreiheit leben können. Das hat natürlich damit zu tun, dass fast alle ehemals „christlichen“ Staaten, also Staaten mit einer christlichen Bevölkerungsmehrheit, heute Religionsfreiheit gewähren.

Andererseits hat keine andere große Religionsgemeinschaft einen so hohen Prozentsatz an Angehörigen aufzuweisen, die von ständigen Schikanen bis hin zur Bedrohung an Leib und Leben betroffen sind. Und auch unter den kleineren Religionen gibt es nur wenige mit vergleichbaren Prozentsätzen, wie etwa die Baha’i, die dies wesentlich ihrer Gründung im Iran und ihrer starken Verbreitung in der islamischen Welt zu verdanken haben.

Der Hintergrund ist etwas, das ich jetzt gerne und lange ausführlich diskutieren würde, hier aber verkürzt darstellen muss, nämlich das Verhältnis von Demokratie und Mehrheitsreligion eines Landes. Manfred G. Schmidt schreibt in einem Buch ‚Demokratietheorien‘: „Die Demokratie wurzelt vor allem – jedoch nicht ausschließlich — in Ländern, die kulturell vom Christentum geprägt sind und – trotz einer langwierigen spannungsreichen Beziehung zwischen Demokratie und christlichen Religionen – von dort Leitvorstellungen für die Ordnung des Zusammenlebens übernommen und weiterentwickelt haben.“ (S. 422-423).

Samuel P. Huntington hat 1993 die berühmte, weithin rezipierte These von vier Wellen der Demokratisierung aufgestellt. Neben soziologischen und wirtschaftlichen Faktoren stellt er dabei eine auffallende Häufung der religiösen Mehrheitsreligion bzw. -konfession fest, nach der – hier von mir vereinfachend wiedergegeben – in der ersten Welle 1828-1926 vor allem protestantische, in der zweiten 1943-1962 vor allem protestantische, katholische und fernöstliche, in der dritten Welle 1974-1988 vor allem katholische und orthodoxe Länder demokratisch wurden und in der vierten Welle nach 1989/1990 alle genannten Religionen wieder zum Zuge kamen. Am Ende steht, dass von 88 freien Demokratien 79, das heißt 90%, mehrheitlich christlich sind. Daneben steht eine jüdische Demokratie und sieben Demokratien mit Mehrheiten von Anhängern fernöstlicher Religionen, wobei in Mauritius und Südkorea Christen eine zweite große Bevölkerungsgruppe darstellen. Nur Mali hat eine mehrheitlich muslimische Bevölkerung in einem freien, demokratischen Staat.

Ist es Zufall, dass sich die Zuordnung von religiöser Ausrichtung und Fähigkeit zur Demokratisierung nach dem Zusammenbruch des Sowjetimperialismus wiederholte und die säkularen, protestantischen und katholischen Länder aus dem ehemaligen Einflussbereich des Sowjetkommunismus alle recht schnell zu funktionierenden demokratischen Staaten wurden, die orthodoxen Länder nur zum Teil (unvollendet blieb etwa die Demokratie in Russland, Georgien, Montenegro und Mazedonien), und die islamischen alle – trotz hoffnungsvoller Anfänge – nicht?

Damit soll nicht gesagt werden, dass islamische Länder grundsätzlich nicht demokratiefähig wären, was ja Mali seit 1991 widerlegt. Erst recht kann es sicher nicht darum gehen, aus irgendwelchen historischen Vorteilen des Christentums Gründe für ein christliches Überlegenheitsgefühl abzuleiten. Demokraten, auch christliche Demokraten, kann nur der Wunsch beseelen, dass auch muslimische Staaten demokratisch werden.

Aber man muss eben sehen: Christen genießen soviel Religionsfreiheit, weil sie in Demokratien leben, die in praktisch allen ehemals christlichen Ländern entstanden sind. Eine gewisse Ausnahme von der Regel bieten etliche orthodoxe Länder, dich sich noch im Zwischenfeld zwischen Demokratie und autokratischen Staaten befinden und deswegen Religionsfreiheit teilweise beschränken.

In der islamischen Welt ist das genau umgekehrt. Unter den Ländern, in denen es keine Demokratie gibt, sind über 80 % muslimische Länder. Es gibt in diesen Ländern keine demokratischen Freiheiten, damit auch nicht für andere als die Staatsreligionen und damit auch nicht für die Christen. Damit mich hier keiner falsch versteht: ich will nicht billig sagen, in der islamischen Welt ist alles schlimm und in der christlichen alles wunderbar. Ich erinnere dazu noch einmal an einige orthodoxe Länder. Zudem habe ich bereits Mali – man könnte auch Senegal ins Spiel bringen – als islamisches Land erwähnt, in dem es Religionsfreiheit gibt.

Das Fazit: Würde es mehr umfassende Demokratien in der islamischen Welt geben, gäbe es dort auch mehr Religionsfreiheit. So aber gibt es selbst in den wenigen islamischen Ländern mit wirklich gewählten Regierungen keine echte Religionsfreiheit, wie etwa in der Türkei und Indonesien.

Neben dem Kommunismus geht die Einschränkung der Religionsfreiheit weltweit vor allem von islamischen Ländern aus. Was dabei aber oft vergessen wird: Davon sind Muslime selbst besonders betroffen! Denn der Terror des islamistischen Terrorismus fordert seine Opfer ja auch sehr stark unter Muslimen – man denke nur an den Irak. Und die mit Gewalt durchgesetzte islamische Staatsreligion trifft vor allem erst einmal islamische Abweichler wie die Aleviten oder die Sufis – islamische Mystiker –, sowie im islamischen Bereich entstandene kleinere Religionen wie die Bahai. Islamische Mystiker oder die Ahmadiyyabewegung haben etwa in der Türkei ebenso wenig Religionsfreiheit wie die christlichen Kirchen. Moscheen darf dort nämlich nur der Staat unterhalten, keine abweichende islamische Bewegung.

Die Lage der Religionsfreiheit

Die in Washington angesiedelte PEW-Foundation hat in einer Studie Ende 2009 alle vorhandenen internationalen Erhebungen zur Religionsfreiheit zusammengeführt und ist dabei zu einem ähnlichen Ergebnis gekommen, wie 2008 das ebenfalls in Washington ansässige ‚Center for Religious Freedom‘ des Hudson Instituts oder unser Institut: In 64 Ländern der Erde, also einem Drittel, gibt es keine oder nur eine sehr eingeschränkte Religionsfreiheit. Leider machen die 64 Länder aber zwei Drittel, genauer 70% der Weltbevölkerung aus. An bewaffneten Konflikten mit mehr als 1.000 Toten, in denen die Religionszugehörigkeit eine zentrale Rolle spielt, waren 24 Länder beteiligt, aus denen 18 Mio. der Flüchtlinge weltweit hervorgingen.

Schauen wir uns die 64 Länder näher an.

Eine größere Zahl an Muslimen, die in einem nichtmuslimischen Land mit eingeschränkter Religionsfreiheit leben, gibt es nur in Indien.

Umgekehrt: Eine größere Zahl von Christen, die in einem Land mit einer eingeschränkten Religionsfreiheit leben, dass eine christliche Bevölkerungsmehrheit hat, gibt es nur in Russland.

Wenn wir einmal im Moment Indien und Russland außen vor lassen, wird der Unterschied zwischen der Lage der Christen und der Muslime schnell deutlich: Die übrigen 700 Mio. Muslime, die in Ländern mit eingeschränkter oder ohne Religionsfreiheit leben, leben in islamischen Ländern.

Dagegen leben die übrigen 200 Mio. Christen, die in Ländern mit eingeschränkter oder ohne Religionsfreiheit leben, in nichtchristlichen Ländern, verteilt überwiegend auf kommunistische Länder, auf islamische Länder und auf Indien.

Das heißt, dass eigentlich Muslime viel weniger Religionsfreiheit genießen als Christen, da sie aber in muslimischen Ländern leben, merken sie dies nur, wenn sie aus ihrer Religion ausbrechen wollen und wenn sie staatlicherseits nicht geduldeten Richtungen oder Abspaltungen zugehören.

Ohne Parallele

Inwiefern berechtigt uns nun aber die Häufigkeit und Massivität der Christenverfolgung weltweit, sie speziell in den Blick zu nehmen? Stimmt es, dass die Verfolgung von christlichen Minderheiten weltweit solche Ausmaße angenommen hat, dass sie sich rein zahlenmäßig aufdrängt, wenn es um Religionsfreiheit geht?

Als der heutige CDU-Generalsekretär Hermann Gröhe 1999 als Sprecher für Menschenrechte der CDU/CSU-Fraktion im Bundestags erstmals das Thema Christenverfolgung zum Thema einer Bundestagsdebatte machte und dabei auch Zahlen von unserer Seite verwendete, die wir wiederum der ‚World Christian Database‘ entnommen hatten, „schimpfte“ er anschließend – zu Recht – darüber, wie unzuverlässig die Zahlen seien. Die BILD-Zeitung zitierte mich damals auf der Titelseite mit der Zahl der World Christian Database von 167.000 christlichen Märtyrern pro Jahr, einer leider tatsächlich hoffnungslos übertriebenen Zahl. Wir haben uns damals die Kritik zu Herzen genommen, dass man ohne solide Forschung keine Forderung an die Politik stellen kann, und schließlich das Internationale Institut für Religionsfreiheit in Bonn, Kapstadt und Colombo / Sri Lanka zu Forschungszwecken gegründet. Gemeinsam mit anderen Organisationen wie der PEW Foundation oder dem Hudson Institute in den USA können wir heute eine viele bessere Datengrundlage zur Frage der Religionsfreiheit vorlegen – eine glaubwürdige Schätzung der christlichen Märtyrer pro Jahr ist allerdings darin derzeit nicht enthalten und wird noch einiges an Forschungsarbeit kosten.

Sicher ist es dabei schwer, die ganze Welt über einen Kamm zu scheren oder zu definieren, ab wann man eigentlich verfolgt ist. Schon, wenn man nur die Sorge hat, die eigene Kirche könnte während eines Gottesdienstes angesteckt werden, oder nur, wenn sie wirklich angesteckt wird? Ist man nur verfolgt, wenn die Religion der einzige Grund für Schikanen ist, oder auch, wenn sie nur ein Element unter vielen darstellt?

Die Gewalt gegen Christen reicht vom Mord an Nonnen in Indien über das Abfackeln von Kirchen in Indonesien und dem Verprügeln von Priestern in Ägypten über die Folter eines widerspenstigen Pfarrers in Vietnam bis hin zur Verstoßung von Kindern aus ihrer Familie in der Türkei oder Sri Lanka, wenn sie christliche Gottesdienste besuchen.

Wählen wir ein Land wie Indien: Sind alle Christen betroffen, wenn ständig einzelne Kirchen angesteckt werden, da sich alle naturgemäß Sorgen machen, die eine Kirche besuchen, oder sind nur die betroffenen, in deren Provinzen solch schreckliche Ereignisse direkt um die Ecke geschehen, wie in Orissa oder Karnataka? Oder China: Einerseits sind alle Christen irgendwie betroffen. Andererseits finden jeden Sonntag Hunderttausende Gottesdienste in China statt und es befinden sich nur einige Dutzend Pastoren im Gefängnis.

Der hinduistische Fundamentalismus richtet sich auch gegen Muslime. Aber zu den 50.000 betroffenen Christen aus dem indischen Bundesstaat Orissa, die in den Jahren 2008/2009 aus ihren Häusern vertrieben wurden, wobei etwa 500 Menschen starben, und die immer noch in Zelten leben, gibt es weltweit kaum eine Parallele.

Zu den 100.000 mit Waffengewalt vertriebenen Christen in den Jahren 2000/2001 von den indonesischen Molluken-Inseln, wobei es mehrere tausend Tote gab, gibt es derzeit keine Parallele. Im Sudan und Nigeria starben ebenso sehr große Zahlen von Christen – so kompliziert im Einzelnen auch die Lage in diesen Ländern an der Scheidegrenze zwischen Islam und Christentum in Afrika sein mag.

Die Vertreibung von Hunderttausenden Christen aus dem Irak 2007-2009 ist derzeit ohne Parallele in der Religionswelt. Und dabei ist diese Vertreibung nur ein Baustein einer größeren Entwicklung: Vor unseren Augen nimmt der Anteil der alteingesessenen orientalischen und katholischen Kirchen in den islamischen Kernländern dramatisch ab. Jedes mal, wenn ich den Ökumenischen Patriarchen der Orthodoxen Kirche in Istanbul treffe, nennt er mir eine kleinere Zahl der Angehörigen seiner Kirche in der Türkei, wo einst Millionen von Christen lebten. Selbst in Ägypten, dem einzigen islamischen Kernland, in dem sich eine orientalische Kirche in Millionenstärke gehalten hat, lässt die jüngste Entwicklung befürchten, dass die Zeit des jahrhundertelangen Burgfriedens vorbei ist.
Wer diese dramatischen Ereignisse im 21. Jahrhundert durch geschichtliche Ereignisse überbieten will, muss schon auf die Verfolgung der Juden im Dritten Reich oder die blutigen Unruhen zwischen Hindus und Muslimen während der Gründung Indiens und Pakistans zurückgehen oder – wieder im Rahmen der Christenverfolgung – auf die Massenmorde durch Stalin oder Mao.

Lassen Sie mich ein weiteres Beispiel wählen. In vielen Ländern ist es gefährlich, den Islam zu verlassen, gleich ob in Richtung Atheismus, Baha’i oder als Sekten angesehene islamische Richtungen. Nur geschieht eine solche Absetzung am häufigsten in Richtung der anderen großen Weltreligion, dem Christentum. Der Spiegel schrieb am 22.2.2010: „Seit der Einfluss von Fundamentalisten in der islamischen Welt zunimmt, verschärft sich der Druck auf die christlichen Minderheiten. Die Evangelische Kirche in Deutschland hält Christen für die weltweit am häufigsten verfolgte Glaubensgemeinschaft. ... Noch mehr bedroht als traditionelle Christen sind jedoch Muslime, die zum Christentum konvertieren. Apostasie, der Abfall vom Islam, kann nach islamischem Recht mit dem Tod bestraft werden – und in Iran und im Jemen, in Afghanistan, in Somalia, Mauretanien, Pakistan, Katar und Saudi-Arabien gilt dafür noch immer die Todesstrafe. Selbst im säkularen Ägypten erregen Konvertiten den Zorn der Staatsmacht. So verteidigte der Religionsminister die in Ägypten nicht existierende Todesstrafe für Konvertiten – weil der Abfall vom Islam einem Hochverrat gleichkomme.“

Mehrere Gründe

Drei Entwicklungen verschlechtern derzeit die Religionsfreiheitsbilanz weltweit.

Zum einen ist in den Nachfolgestaaten der Sowjetunion, insbesondere in den islamischen, aber leider Gottes auch in einigen der orthodoxen Nachfolgestaaten der Sowjetunion die erste Begeisterung über Demokratie, über Freiheit, aber auch über Religionsfreiheit mehr und mehr umgeschlagen in immer restriktivere Religionsgesetze und ihrer Durchsetzung. In etlichen Ländern ist die Religions- bzw. Christenverfolgung, die einst von den Kommunisten ausging, nach einer Zeit längerer Freiheit mittlerweile wieder von einer Unterdrückung durch die jeweilige Mehrheitsreligion oder die Kontrolle der Religionen durch die Regierung abgelöst worden.

Zum zweiten haben zwei große Länder, in denen wir jahrzehntelange vergleichsweise Ruhe hatten, nämlich Indien und Indonesien, eine Verschlechterung erfahren. Zwar gab es dort nie Religionsfreiheit im umfassenden Sinne, aber doch ein überwiegend vergleichsweise friedliches Zusammenleben der Religionen bzw. mit den Christen. In beiden Ländern hat sich die Lage im ersten Jahrzehnt des 21. Jahrhunderts dramatisch verschlechtert. Da Indien allein über 1,1 Milliarden Einwohner hat, Indonesien immerhin 230 Mio., bedeutet natürlich allein die Verschlechterung in diesen beiden Ländern, dass sich die weltweite Lage statistisch verschlechtert.

Und drittens ist die Entwicklung in der islamischen Welt, was Religionsfreiheit betrifft, keine Entwicklung zum Guten, dass heißt, dass die Vertreibung und Auswanderung nichtmuslimischer religiöser Minderheiten, darunter der alteingesessenen Kirchen, die meist seit 1500 vor Ort lebten, nochmals Fahrt aufgenommen hat.

Die Organisation Islamischer Staaten versucht zudem über die Vereinten Nationen das Recht auf Religionswechsel aus der allgemeinen Erklärung der Menschenrechte herauszunehmen. Das hat Pakistan und andere Länder schon mehrfach beantragt. Im Menschenrechtsrat der Vereinten Nationen wird jedes Jahr dafür gestimmt, dass es eine Menschrechtsverletzung sei, Religion zu diffamieren. Wer den Text der letzten Resolution liest, weiß, dass die einzige Religion, die im Text erwähnt wird, der Islam ist. Der weltweite Druck, dass man den Islam nicht kritisieren darf, schränkt die Religionsfreiheit ein.

Damit Sie mich nicht falsch verstehen: ich habe ein Buch mit dem Titel „Feindbild Islam“ geschrieben und bin davon überzeugt, dass auch Muslime einen Anspruch darauf haben, dass gemäß der Zehn Gebote nicht falsch Zeugnis gegen sie abgelegt werden darf. Aber die genannte Resolution zielt ja auf etwas ganz Anderes.

Arten der Verfolgung

Schon das Neue Testament nennt viele Arten der Verfolgung als Vorstufen des Martyriums. Es be​ginnt mit Spott (Hebräer 11,36) und Verachtung (Markus 9,12), die auch Jesus in der Bergpredigt an​spricht: „Selig seid ihr, wenn euch die Men​schen um meinetwillen schmähen und verfolgen und reden al​lerlei Übles gegen euch, wenn sie damit lügen“ (Matthäus 5,11). Jesus selbst wurde das Wort verboten, es wurden Gerüchte gegen ihn in die Welt ge​setzt, er wurde ille​gal ver​haftet, gefoltert, grausam hinge​richtet – und doch war dies der Plan Gottes, um ihn zur Herrlichkeit zu erhöhen (Apostelgeschichte 2,22-36; vgl. bei Paulus 1. Korinther 15,30-32; 2. Korinther 6,4-5; 11,23-25). Die Vielfalt der Verfolgungsarten kennt wie die der Menschenrechtsverletzungen keine Grenzen. Die „harmloseren“ davon sind in allen Ländern der Erde verbreitet, so Spott, Ausgrenzung, Mobbing am Arbeitsplatz oder das Verunglimp​fen der Chri​sten oder ihrer Symbole und Lehren im Fernsehen.

Paul Marshall hat übersichtlich dargestellt, in welchen Stufen Christenverfolgung und auch die Verfolgung anderer Religionen üblicherweise abläuft:

Stufen der Christenverfolgung

Stufe 1: Desinformation

Stufe 2: Diskriminierung

Stufe 3: Verfolgung

Zunächst werden also durch Medien, öffentliche Äußerungen oder durch Mundpropaganda Gerüchte und Falschinformationen verbreitet und die öffentliche Meinung gegen Christen gewendet. Haben die Christen selbst keinen Zugang zur öffentlichen und veröffentlichten Meinung, wird die Desinformation allmählich als Wahrheit angesehen. Ein Beispiel dafür ist die Überzeugung einer Mehrheit der Türken, dass die Protestanten im Land für die CIA arbeiten und die Türkei unterminieren wollen.

Dann folgt die Diskriminierung von Christen als Bürger zweiter Klasse, entweder seitens des Staates oder der Bürokratie und/oder auch durch die Bevölkerung und die Nachbarn. In China wird beispielsweise die Ausbildung der Kinder behindert, in islamischen Ländern der finanzielle Status verschlechtert oder in Indien wird den ärmsten Dalits (früher Paria, „Unberührbare“, oft fälschlich „Kastenlose“ genannt) die Sozialhilfe gestrichen, wenn sie Christen werden.

Daraus entwickelt sich die Verfolgung, die die verschiedensten Formen der Gewalt nutzt, von spontanen Angriffen über Brandstiftung oder Gefängnis bis hin zu Todesstrafe oder Mord. So werden in Indonesien Kirchen angezündet, in Nord-Nigeria christliche Lehrerinnen verprügelt, in Indien Nonnen vergewaltigt und im Iran Pastoren vom Geheimdienst umgebracht.

10 Gründe

Was sind die Hauptgründe, weshalb das Christentum auf solchen gewaltsamen Widerstand in vielen Ländern stößt? So problematisch es ist, das Handeln und Denken von Milliarden auf wenige Prinzipien zu reduzieren, möchte ich doch einmal einige Thesen zur Diskussion stellen.

1. Das Christentum ist die mit Abstand größte Weltreligion und deswegen von Menschenrechtsverletzungen, die sich auf die Religion der Betroffenen beziehen, auch am häufigsten betroffen.

2. Das Christentum wächst derzeit am stärksten in solchen Ländern, die die Menschenrechte und insbesondere das Recht auf Religionsfreiheit nicht achten.

Das beste Beispiel ist das explosionsartige Wachstum evangelikaler und katholischer Hauskirchen in China.

3. Das Christentum erlebt – insbesondere in seiner evangelikalen, aber etwas schwächer auch in seiner katholischen Form – ein phänomenales Wachstum in nichtchristlichen Ländern weltweit. Das bedroht zunehmend die Stellung der Mehrheitsreligion oder staatlichen Weltanschauung in zahlreichen Ländern.

Nur die drei größten Weltreligionen wachsen derzeit schneller als die Weltbevölkerung, die mit einer Rate von 1,19% wächst. Es sind dies der Hinduismus vor allem durch Geburtenüberschuss um 1,33%, der Islam aus demselben Grund und aufgrund von wirtschaftlich-politischen Maßnahmen und gelegentlich aufgrund von Missionsarbeit mit 1,78% sowie das Christentum mit 1,30%, wobei vor allem das missionarisch aktive evangelikale und charismatische Christentum mit einem Wachstum von enormen 2,9% den Schrumpfprozess des Christentums in der westlichen Welt wettmacht. 

Das enorme Wachstum der nichtwestlichen Christenheit löst weltweit Spannungen aus. In Afrika und Lateinamerika hat sich das Christentum seit 1970 verdoppelt, in Asien sogar verdreifacht. In den nichtchristlichen Ländern China, Indien und Indonesien gehen heute je für sich sonntags wesentlich mehr Menschen in einen Gottesdienst als im ganzen westlichen Europa zusammen.

4. Länder, die in der Vergangenheit kolonisiert waren, suchen in der Wiederbelebung oder Förderung der angestammten religiösen Traditionen ihre eigene Identität und gehen zunehmend rechtlich oder/und mit Gewalt gegen „fremde“ Religionen vor.

In Indien besinnt man sich auf den Hinduismus gegen Islam und Christentum, in Indonesien auf den Islam gegen Christentum und Hindu-Buddhismus, in Sri Lanka und Nepal auf den Buddhismus gegen Christentum und Islam.

5. Es gibt in vielen Ländern eine zunehmende Verknüpfung von Nationalismus und Religion, die zur Unterdrückung unerwünschter Religionen im Land führt.

Mit Indien, Indonesien, Bangladesch und Pakistan ist dabei allein schon ein Drittel der Weltbevölkerung davon betroffen. In der Türkei etwa hat ein Türke eigentlich Muslim zu sein. Das Christentum ist in der Türkei wie anderorts dem Nationalismus im Weg. Darin sind sich Islamisten und Verfechter der Säkularisierung ausnahmsweise einig. Völlige Freiheit und Gleichberechtigung für alle Christen existiert aufgrund dieses religiösen Nationalismus auch in manchen christlich geprägten Staaten nicht.

6. Das Christentum und eine bestimmte Gruppe seiner Repräsentanten sind vielerorts laute Stimmen für Menschenrechte und Demokratie geworden.

Der dem Christentum innewohnende Einsatz für Schwächere und Minderheiten – der in der Geschichte nicht immer und nicht überall sehr ausgeprägt war – ist an vielen Stellen zum Markenzeichen des Christentums geworden, so dass oft Christen Zielscheibe von Menschenrechtsgegnern und Gewaltherrschern werden, klassisch etwa in etlichen Ländern Lateinamerikas oder in Nordkorea. Zudem verfügen Christen zunehmend über weltweite Netzwerke, die auch oft gegen Menschenrechtsverletzungen aktiviert werden und weltweite Pressereaktionen auslösen können.

7. Damit steht in engem Zusammenhang: Das Christentum gefährdet oft eingespielte Verbindungen zwischen Religion und Wirtschaft.

Die Drogenbosse in Lateinamerika, die etwa katholische Priester oder Baptistenpastoren ermorden lassen, tun dies sicher nicht, weil sie die Religion ihrer Gegner interessiert, sondern weil die Kirchenleiter sich oft als einzige für einheimische Bauern oder Stammesvölker einsetzen und den Mafiabossen im Wege stehen.

8. Das Christentum hat in den letzten Jahrzehnten eine starke Entwicklung hin zum Verzicht auf Gewalt und politisch-sozialen Druck und damit hin zu inhaltlicher Überzeugungsarbeit und friedlicher Mission durchgemacht. 

9. Die Friedlichkeit der christlichen Kirchen, die oft sogar als echter Pazifismus in Erscheinung tritt, lädt dazu ein, Gewalt auszuüben, da kein Widerstand zu befürchten ist.

Weltweit haben etwa Muslime zwar Angst vor amerikanischer Vergeltung, nicht aber vor einer Reaktion einheimischer Christen. Schützt der Staat die Christen nicht, die aufgrund ihres Glaubens an die Trennung von Kirche und Staat dem Staat das Gewaltmonopol überlassen, werden sie zum Freiwild. Ich habe selbst etwa mit Kirchenführern in Indonesien darüber diskutiert, ob sie ihre Häuser und Familien vor den marodierenden schwerbewaffneten Banden der islamischen Jihadarmeen verteidigen sollen. Einzelne Christen haben mit Gewalt ihre Familien geschützt. Wer will sie aus dem sicheren Westen kritisieren? Doch die christlichen Kirchen haben sich schließlich auf Gewaltlosigkeit geeinigt, teilweise um einen hohen Preis. (In Indonesien geht es dabei übrigens nicht um eine Reaktion auf christliche Mission, sondern um „christliche“ Inseln, auf denen Christen seit Jahrhunderten unbehelligt in christlichen Siedlungen lebten und plötzlich von schwerbewaffneten Milizarmeen überfallen wurden.)

10. Christen werden oft mit dem verhassten Westen in eins gesetzt.

Zwar ist der Westen längst überwiegend nicht mehr wirklich christlich, zwar haben McWorld oder Pornografie als Feindbilder vieler mit dem Christentum eigentlich nichts zu tun, zwar sind Kirchen in der Dritten Welt heute praktisch ausnahmslos unter einheimischer Leitung und unabhängig, aber den Verdacht können die einheimischen Christen trotzdem nicht abschütteln. Türkische Christen werden der Spionage für den CIA verdächtigt, chinesische Christen als Handlanger der USA oder des „westlichen“ Papstes angesehen, und trotz aller westlichen Unterstützungszahlungen gelten „Christen“ in Palästina als Handlanger des Zionismus.

11. Die Internationalität des Christentums wird als Gefahr empfunden.

Dass Christen sich letztlich immer über die Staatsbürgerschaft in ihrem Land hinaus nach Paulus allen himmlischen Staatsbürgern (Philipper 3,20) verbunden fühlen und die Kirche sich nach Jesus multikulturell und transnational versteht (Matthäus 28,18), kann ebenso als bedrohlich empfunden werden wie die enormen internationalen personellen, ideellen und finanziellen Verflechtungen. Dass die christliche Theologie längst internationalisiert wurde und christliche Theologen und Theologinnen mit ihresgleichen aus allen Völkern im Gespräch sind, wird von Christen als Bereicherung, von Nichtchristen aber oft als unkalkulierbarer Machtfaktor gesehen.

Dass niemand die Millionen in Hauskirchen organisierten Evangelikalen in China steuert, ja dass sie – leider – oft in viele zerstrittene Richtungen auseinanderfallen, will und „kann“ die chinesische Regierung nicht glauben. Dass der Papst in China sowieso nur einheimische Bischöfe ernennt und sich nicht in die politischen Angelegenheiten Chinas einmischen will – in Polen hat er einen allzu politischen katholischen Radiosender verboten –, will und „kann“ die chinesische Regierung nicht glauben. Eine chinesische katholische Kirche ja, eine dem Papst unterstellte nein. Die chinesische Regierung hat Panik davor, irgendeine einflussreiche Organisation im Land könnte aus dem Ausland ferngesteuert sein.

Es sei durchaus kritisch angemerkt, dass manches amerikanische christliche Missionswerk und gelegentlich auch Missionswerke aus anderen Ländern in ihrem Auftreten den Eindruck erwecken, als gäbe es von den USA ausgehende weltweite christliche Eroberungsstrategien. Dass das amerikanische christliche Fernsehen sprachlich und technisch die ganze Welt erreicht, kann hier eine verheerende Wirkung haben. Wenn man zum Beispiel Missionsveranstaltungen wie früher üblich weiter crusade („Kreuzzug“) nennt, darf man sich nicht wundern, dass viele diesen Begriff wörtlich nehmen.

Mission schuld? Ethikkodex

Sind Christen also selbst schuld daran, dass sie so viel verfolgt werden, weil sie missionieren und ihre Mission so erfolgreich ist? Dazu möchte ich folgendes sagen:

1. Wie kommt es dann, dass so viele nichtmissionarische Kirchen verfolgt werden, etwa die orientalischen Kirchen im Irak oder in der Türkei oder die katholische Kirche auf den Molukken?

2. Ich kann nicht erkennen, dass nichtmissionarische Kirchen in der Türkei – um nur ein Beispiel zu wählen – mehr Rechte haben als die missionarisch gesinnten protestantischen Gemeinden, die aus ehemaligen Muslimen bestehen, die sich viel unmittelbarer als Türken verstehen und offensiv ihr Recht auf Religionsfreiheit einfordern. Alle dürfen keine Kirchen bauen und keine Pastoren ausbilden. Und alle Richtungen erleben Gewalt, vom Verprügeln bis zum Mord: etwa Katholiken, Armenier, Protestanten und Evangelikale.

3. Öffentliches Praktizieren und Verbreiten des eigenen Glaubens ist zentraler Bestandteil der Religionsfreiheit, wie ein kurzer Blick in die Allgemeine Erklärung der Menschenrechte oder das Grundgesetz lehrt. Wollen wir zurück zu Zeiten, wo man etwa in Österreich Protestant sein konnte, wenn es niemand mitbekam, weswegen evangelische Kirchen wie Wohnhäuser aussehen mussten? Unsere Welt lebt vom Austausch von Wissen, Meinung und Überzeugung. Die Medien und die Politiker wollen uns ebenso ihre Überzeugung mitteilen, wie die Werbung, Greenpeace oder Amnesty. Und da sollte Religion und Nichtreligiosität ausgenommen werden? Wie eine Art Museum sollten wir die Religionszugehörigkeit die nächsten hundert Jahre einfrieren? Zur Freiheit des Menschen gehört es, sich überzeugen zu lassen und zu versuchen, andere zu überzeugen – nur sollte er es völlig friedlich und im Respekt vor der Würde des anderen tun.
Die Nagelprobe jeder Religionsfreiheit ist der Umgang mit religiösen Minderheiten und der Religionswechsel. Wo etwa ein Bürger die Mehrheitsreligion nicht zugunsten einer atheistischen Weltanschauung verlassen konnte oder kann – gleich ob im Bayern des 19. Jh. oder in der Türkei heute –, da gab und gibt es keine wirkliche Religionsfreiheit.

Die Alternative wird in Zukunft nicht sein, ob wir alle Staaten und Religionen dafür gewinnen können, ganz darauf zu verzichten, andere Menschen für ihre Religion zu gewinnen, also ob es uns gelingt im Sinne areligiöser Menschen ganz auf Mission zu verzichten – als würde der Atheismus nicht ebenso missionarisch weltweit verbreitet. Die Alternative wird sein, ob wir alle Staaten und Religionen dafür gewinnen können, friedliche Missionsarbeit untereinander zu ermöglichen und dafür auf jeden gewaltmäßigen oder gesellschaftlichen Druck zu verzichten, oder ob die Ausbreitung und Sicherung der Religionen statt durch Mission durch Gewalt geschieht.
Lassen mich nur ganz kurz aus Sicht der Religionssoziologie anmerken: Dank der Globalisierung wird die Zahl der Religionswechsler weltweit in den nächsten Jahren weiter stark anwachsen. Zum einen, weil die Jugend – längst nicht mehr nur die westliche Jugend – für sich in Anspruch nimmt, sich selbst ihre Religion zu wählen, wie den Musikstil, die Mode oder den Beruf. Zum anderen, weil Dank der Reisemöglichkeiten und des Internets Menschen andere Religionen in einem Maße kennenlernen wie nie zuvor. Verhindern kann man das auf Dauer nicht, es sei denn mit Gewalt und enormem sozialen Druck.

Unethische Mittel der Mission

Wenn ich für Mission und Religionswechsel als Teil der Religionsfreiheit plädiere, sei allerdings darauf verwiesen, dass der Staat das Recht und die Pflicht hat, einzugreifen, wenn Religionen den Rahmen der friedlichen Darstellung ihres Glaubens überschreiten und die Menschenrechte anderer missachten.

Die römisch-katholische Kirche teilte auf dem Zweiten Vatikanischen Konzil in der Schrift Ad Gentes mit: „Die Kirche verbietet streng, Menschen dazu zu zwingen, den Glauben anzunehmen oder sie durch schädliche List zu locken oder abspenstig zu machen.“ Was könnte unter diese unethischen Mittel fallen? Hier einige Beispiele:

· die Bestechung von Menschen mit Geld, Gütern, medizinischer Versorgung, Chancen oder Ämtern, d.h. das Anbieten von Belohnungen für ihre Bekehrung, die nicht geistlicher Art sind;

· das Drohen mit rechtlichen Konsequenzen, unangemessener psychischer Druck oder der Zwang, Menschen Entscheidungen treffen zu lassen, die sie nicht überblicken können, weil sie z.B. zu jung oder psychisch krank sind;

· das Ausnutzen der Autorität einer staatlichen Funktion im Amt (z.B. als Polizist oder Lehrkraft an einer staatlichen Schule);

· das Gewähren oder Verweigern finanzieller Vorteile (z.B. über Banken oder im Erbrecht);

· das Predigen vor „unfreiwilligem Publikum“, das keine Freiheit besitzt, die Situation zu verlassen (z.B. Armeeoffiziere vor ihren Soldaten oder ein Gefängnisdirektor vor den Gefängnisinsassen).

Die römisch-katholische Kirche, der Weltkirchenrat und die Weltweite Evangelische Allianz sind deswegen seit zwei Jahren dabei, einen Ethikkodex für Mission zu formulieren, der auch deutlich machen soll, dass nur friedliche Mission, die die Menschenwürde anderer respektiert, unter den Schutz der Menschenrechte fällt – eine sehr erfreuliche Entwicklung.

3. Der Diskurs nimmt zu und lohnt sich

Noch nie wurde soviel gegen die Verfolgung von Menschen wegen ihrer Religion und gegen Christenverfolgung unternommen. Zudem wird das Thema zunehmend zum Thema des politischen Diskurses und der Wissenschaft.

Ich war kürzlich von der juristischen Fakultät der Universität Münster zu dem interessanten Thema eingeladen: „Die Lage nichtchristlicher Minderheiten in Deutschland und christlicher Minderheiten in aller Welt.“ Hunderte Studenten diskutierten nicht nur über Integration, sondern über Religionsfreiheit weltweit und bei uns. Die Botschafterin von Mali war begeistert, als ich erwähnte, dass Mali und Senegal die einzigen islamischen Länder sind, in denen es wirklich Religionsfreiheit gibt.

An der Universität Bamberg fand ein großes Symposium statt, zu dem ein Institut der Universität und die Deutsche Bischofskonferenz viele Wissenschaftler verschiedener Universitäten, Fachgebiete und verschiedener Konfessionen und auch Religionen eingeladen hatte, zum Thema: „Das Verhältnis von Mission und Religionsfreiheit.“ Ich war eingeladen neben der juristischen, der katholischen, der islamischen und der jüdischen Sicht die evangelische Sicht des Verhältnisses von Mission und Religionsfreiheit vorzutragen. 

Ebenso spannend und lehrreich war ein internationales Treffen in Istanbul, zu dem die Templeton-Foundation Gelehrte, die für Religionsfreiheit eintreten, aus aller Welt eingeladen hatte. Dabei konnte ich mich mit mehreren islamischen Gelehrten austauschen. Keiner hat unmittelbaren Einfluss auf die Politik islamischer Staaten. Aber es gibt eine wachsende Zahl von Korangelehrten und von muslimischen Fachleuten, die der Meinung sind, dass der Umstand, dass der Abfall vom Islam in aller Welt streng verboten ist, ja offiziell in vielen Ländern noch mit der Todesstrafe bedroht ist, eigentlich mit der islamischen Geschichte und Theologie nicht zu vereinbaren ist. Ein Muslim berief sich auf eine Stelle in der islamischen Überlieferung (Hadith), nach der Mohammed jemandem, der sich ihm bereits angeschlossenen hatte und wieder zum Christentum zurückkehren wollte, Gottes Segen wünschte.
Aus meiner Erfahrung kann ich sagen: Der Einsatz lohnt sich. Wenn ich an die häufigen Äußerungen etwa des Fraktionsvorsitzenden der CDU/CSU-Bundestagsfraktion Volker Kauder gegen Christenverfolgung in den Medien denke, wäre er wahrscheinlich erstaunt, wer das alles weltweit sehr genau registriert und wieviele Staaten Schlimmeres unterlassen, weil sie sich beobachtet fühlen.

Und auch die politische Intervention lohnt sich: In Indien wären in Orissa noch viele Hunderte Christen getötet und Tausende vertrieben worden, wenn nicht westliche Regierungen die indische Bundesregierung zur Entsendung des Bundesheeres bewegt hätten. Spät genug, aber das Heer beendete den Spuk über Nacht. Auf den Molukken in Indonesien war es ähnlich, nur dass die Bundesarmee noch länger wartete. Aber ohne den Druck von außen wäre das Massenabschlachten wahrscheinlich nie durch die Armee beendet worden.
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